
GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 8/2004

vom Rat festgelegt am 5. Dezember 2003

im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EG) Nr. . . ./2004 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom . . . über Versicherungsanforderungen an Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeug-

betreiber

(2004/C 54 E/04)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2)

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik und zur
Förderung des Verbraucherschutzes muss ein angemesse-
ner Mindestversicherungsschutz für die Haftung der Luft-
fahrtunternehmen in Bezug auf Fluggäste, Reisegepäck,
Güter und Dritte gewährleistet werden.

(2) Auf dem Luftverkehrsmarkt der Gemeinschaft besteht
keine Unterscheidung zwischen Inlands- und Auslandsflü-
gen mehr; dies gibt Veranlassung, für die Luftfahrtunter-
nehmen der Gemeinschaft Mindestversicherungsanforde-
rungen festzulegen.

(3) Es sind gemeinsame Maßnahmen erforderlich, um sicher-
zustellen, dass diese Anforderungen auch für Luftfahrt-
unternehmen aus Drittländern gelten, damit die Wett-
bewerbsbedingungen dieselben wie für Luftfahrtunterneh-
men der Gemeinschaft sind.

(4) In der Mitteilung vom 10. Oktober 2001 über die Folgen
der Attentate in den Vereinigten Staaten für die Luft-
verkehrsbranche kündigte die Kommission an, sie werde
Deckungshöhe und Bedingungen der für die Erteilung ei-
ner Betriebsgenehmigung durch die Mitgliedstaaten erfor-
derlichen Versicherungen überprüfen, um ein einheitliches
Vorgehen zu gewährleisten. In der Mitteilung vom 2. Juli
2002 über die Versicherung im Luftverkehr nach den Ter-
roranschlägen vom 11. September 2001 in den USA gab
die Kommission zudem ihre Absicht bekannt, die Entwick-
lungen auf dem Luftfahrtversicherungsmarkt hinsichtlich
der Deckungshöhen und Bedingungen von für die Ertei-
lung von Betriebsgenehmigungen durch die Mitgliedstaa-
ten erforderlichen Versicherungen weiter zu beobachten.

(5) Mit dem Beschluss 2001/539/EG des Rates vom 5. April
2001 (4) hat die Gemeinschaft das am 28. Mai 1999 in

Montreal vereinbarte Übereinkommen zur Vereinheitli-
chung bestimmter Vorschriften über die Beförderung im
internationalen Luftverkehr (Übereinkommen von Mont-
real) abgeschlossen, das in Bezug auf die Beförderung
von Personen, Reisegepäck und Gütern im internationalen
Luftverkehr neue Haftungsvorschriften festlegt. Diese Vor-
schriften sollen die Bestimmungen des Warschauer Ab-
kommens aus dem Jahre 1929 und seiner nachfolgenden
Änderungen ersetzen.

(6) Nach Artikel 50 des Übereinkommens von Montreal müs-
sen die Vertragsstaaten Luftfahrtunternehmen verpflichten,
sich zur Deckung ihrer Haftung nach diesem Übereinkom-
men angemessen zu versichern. Das Warschauer Abkom-
men von 1929 und die nachfolgenden Änderungen beste-
hen auf unbegrenzte Zeit neben dem Übereinkommen von
Montreal weiter. Beide Übereinkünfte sehen die Möglich-
keit unbegrenzter Haftung vor.

(7) Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des
Rates vom 23. Juli 1992 über die Erteilung von Betriebs-
genehmigungen an Luftfahrtunternehmen (5) muss ein
Luftfahrtunternehmen gegen die im Rahmen seiner Haft-
pflicht zu ersetzenden Schäden, die insbesondere Fluggäs-
ten, an Gepäck, an Fracht, an Post und Dritten durch
Unfälle entstehen können, versichert sein, wobei jedoch
keine Mindesthöhen und Bedingungen für die Versiche-
rung vorgeschrieben sind.

(8) Der von der Europäischen Zivilluftfahrtkonferenz am 13.
Dezember 2000 verabschiedeten Entschließung
ECAC/25-1 über den Mindestversicherungsschutz zur De-
ckung der Haftung gegenüber Reisenden und Dritten, die
am 27. November 2002 geändert wurde, sollte Rechnung
getragen werden.

(9) Mindestversicherungsanforderungen zur Deckung der Haf-
tung in Bezug auf Fluggäste, Reisegepäck, Güter und Dritte
müssen für Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetrei-
ber festgelegt werden, die innerhalb des Hoheitsgebiets, in
das Hoheitsgebiet, aus dem Hoheitgebiet oder über das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, einschließlich seiner
Hoheitsgewässer fliegen.

(10) Der Versicherungspflicht sollten Luftfahrtunternehmen mit
einer gültigen Betriebsgenehmigung, und im Falle von
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft, mit einer gemäß
der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 erteilten Betriebs-
genehmigung, unterliegen. Unternehmen, die keine Be-
triebsgenehmigung besitzen oder deren Betriebsgenehmi-
gung erloschen ist, sind nicht von dieser Pflicht entbunden.
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(11) Während das Übereinkommen von Montreal spezielle Vor-
schriften für die Haftung in Bezug auf Fluggäste, Reisege-
päck und Güter enthält, sollte die Haftung für Postsendun-
gen gemäß Artikel 2 jenes Übereinkommens den „auf die
Beziehungen zwischen Luftfrachtführern und Postverwal-
tungen anwendbaren Vorschriften“ unterliegen. In der Ge-
meinschaft ist der Versicherungsschutz für diese Haftung
durch Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 aus-
reichend geregelt.

(12) Für Staatsluftfahrzeuge und bestimmte andere Luftfahrzeug-
arten sollte keine Versicherungspflicht bestehen.

(13) Für Situationen, in denen ein Luftfahrtunternehmen oder
ein Luftfahrzeugbetreiber gemäß den Bestimmungen inter-
nationaler Übereinkommen, des Gemeinschaftsrechts oder
des einzelstaatlichen Rechts in Bezug auf Fluggäste, Reise-
gepäck, Güter und Dritte haftet, sollte ein Mindestversiche-
rungsschutz vorgesehen werden, ohne dass in diese Be-
stimmungen eingegriffen wird.

(14) Die Versicherung sollte die luftverkehrsspezifische Haftung
in Bezug auf Fluggäste, Reisegepäck, Güter und Dritte de-
cken. Für den Fluggast sollte die Versicherung den Tod
und Personenschäden durch Unfall sowie für Reisegepäck
und Güter Verlust, Zerstörung oder Beschädigung decken.
Für Dritte sollte die Versicherung den Tod, Personenschä-
den und Sachschäden durch Unfall decken.

(15) Diese Verordnung sollte nicht dahin ausgelegt werden,
dass sie eine Doppelversicherung erfordert. Soweit der ver-
tragliche und der ausführende Luftfrachtführer im Sinne
von Artikel 39 des Übereinkommens von Montreal für
denselben Schaden haftbar gemacht werden können, kön-
nen die Mitgliedstaaten besondere Maßnahmen zur Ver-
meidung der Doppelversicherung vorsehen.

(16) Wenngleich Kumulierungen eine Marktpraxis darstellen,
die die Versicherbarkeit — insbesondere in Bezug auf die
Risiken von Krieg und Terrorismus — begünstigen kann,
da die Versicherer so ihre Verpflichtungen besser über-
schauen können, werden die Luftfahrtunternehmen und
Luftfahrzeugbetreiber durch diese Praxis nicht von der
Pflicht entbunden, die Mindestversicherungsanforderungen
auch dann zu erfüllen, wenn die durch ihren Versiche-
rungsvertrag festgelegte kumulierte Deckungssumme er-
schöpft ist.

(17) Die Luftfahrtunternehmen müssen nachweisen können,
dass sie jederzeit die zur Haftungsdeckung nach dieser
Verordnung erforderlichen Mindestversicherungsanforde-
rungen erfüllen. Für Luftfahrtunternehmen der Gemein-
schaft und Luftfahrzeugbetreiber, die in der Gemeinschaft
eingetragene Luftfahrzeuge einsetzen, sollte die Hinterle-
gung eines Versicherungsnachweises in einem Mitgliedstaat
für alle Mitgliedstaaten ausreichen, wobei die Versicherung
von einem Unternehmen vorzunehmen ist, das nach an-
wendbarem Recht dazu berechtigt ist.

(18) Überfliegen gemeinschaftsfremde Luftfahrtunternehmen
oder in Drittländern eingetragene Luftfahrzeuge das Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats, ohne dass hierbei ein Start
oder eine Landung in einem der Mitgliedstaaten erfolgt, so

können die Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet überflo-
gen wird, im Einklang mit dem Völkerrecht fordern, dass
ein Nachweis dafür erbracht wird, dass die in dieser Ver-
ordnung aufgestellten Versicherungsanforderungen einge-
halten werden, zum Beispiel, indem sie Stichprobenkon-
trollen durchführen.

(19) Die Mindestversicherungsanforderungen sollten nach ei-
nem gewissen Zeitraum einer Überprüfung unterzogen
werden.

(20) Die Verfahren zur Kontrolle der Einhaltung dieser Mindest-
versicherungsanforderungen sollten transparent und nicht-
diskriminierend sein und den freien Personen-, Waren-,
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr nicht behindern.

(21) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(22) Sollten weitere Vorschriften erforderlich sein, um eine an-
gemessene Versicherungsdeckung für die luftverkehrsspezi-
fische Haftung in Punkten sicherzustellen, die von dieser
Verordnung nicht geregelt werden, so sollten die Mitglied-
staaten die Möglichkeit haben, entsprechende Vorschriften
zu erlassen.

(23) Das Königreich Spanien und das Vereinigte Königreich
haben am 2. Dezember 1987 in London in einer gemein-
samen Erklärung der Außenminister der beiden Länder
eine stärkere Zusammenarbeit bei der Nutzung des Flug-
hafens von Gibraltar vereinbart. Diese Vereinbarung ist
noch nicht wirksam.

(24) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Einführung
von Mindestversicherungsanforderungen, die durch die
Verringerung von Wettbewerbsverfälschungen zum Errei-
chen der Ziele des Luftverkehrsbinnenmarktes beitragen,
auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht
werden kann und daher besser auf Gemeinschaftsebene
zu erreichen ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit
dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidia-
ritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Verordnung nicht über das für die Erreichung dieses Ziels
erforderliche Maß hinaus —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Zweck

(1) Diese Verordnung bezweckt die Festlegung von Mindest-
versicherungsanforderungen für Luftfahrtunternehmen und
Luftfahrzeugbetreiber in Bezug auf Fluggäste, Reisegepäck, Gü-
ter und Dritte.

(2) Für die Beförderung von Postsendungen gelten die Ver-
sicherungsanforderungen, die in der Verordnung (EWG) Nr.
2407/92 und in den nationalen Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten festgelegt sind.
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Artikel 2

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für alle Luftfahrtunternehmen und
Luftfahrzeugbetreiber, die innerhalb des Hoheitsgebiets, in das
Hoheitsgebiet, aus dem Hoheitsgebiet oder über das Hoheits-
gebiet eines Mitgliedstaats fliegen, für das der Vertrag gilt.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für

a) Staatsluftfahrzeuge im Sinne von Artikel 3 Buchstabe b des
am 7. Dezember 1944 in Chicago unterzeichneten Abkom-
mens über die internationale Zivilluftfahrt;

b) Modellflugzeuge mit einem für den Abflug zugelassenen
Höchstgewicht (MTOM) von weniger als 20 kg;

c) Fußgestartete Flugmaschinen (einschließlich motorisierter
Hänge- und Paragleiter);

d) Fesselballons;

e) Drachen;

f) Fallschirme (einschließlich Parascending-Schirme).

(3) Es besteht Einverständnis darüber, dass die Anwendung
dieser Verordnung auf den Flughafen von Gibraltar den jewei-
ligen Rechtsstandpunkt des Königreichs Spanien und des Ver-
einigten Königreichs hinsichtlich der Streitigkeit betreffend die
Oberhoheit über das Gebiet, in dem der Flughafen gelegen ist,
nicht berührt.

(4) Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flughafen
von Gibraltar wird ausgesetzt, bis die Vereinbarungen in der
gemeinsamen Erklärung der Außenminister des Königreichs
Spanien und des Vereinigten Königreichs vom 2. Dezember
1987 wirksam geworden sind. Die Regierungen Spaniens und
des Vereinigten Königreichs werden den Rat über den Zeit-
punkt des Wirksamwerdens in Kenntnis setzen.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Luftfahrtunternehmen“ ein Lufttransportunternehmen mit
einer gültigen Betriebsgenehmigung;

b) „Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft“ ein Luftfahrt-
unternehmen mit einer von einem Mitgliedstaat im Einklang
mit der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 erteilten gültigen
Betriebsgenehmigung;

c) „Luftfahrzeugbetreiber“ die Person oder Rechtspersönlich-
keit, die ständige Verfügungsgewalt über die Nutzung oder
den Betrieb eines Luftfahrzeugs hat, jedoch kein Luftfahrt-
unternehmen ist; die als Eigentümer des Luftfahrzeugs ein-
getragene natürliche oder juristische Person gilt als Betrei-
ber, es sei denn, sie kann nachweisen, dass eine andere
Person das Luftfahrzeug betreibt;

d) „Flug“

— in Bezug auf Fluggäste und nicht aufgegebenes Reisege-
päck die Dauer der Beförderung der Fluggäste mit dem
Luftfahrzeug einschließlich des Ein- und Aussteigens;

— in Bezug auf Güter und aufgegebenes Reisegepäck die
Dauer der Beförderung von Reisegepäck und Gütern ab
dem Zeitpunkt der Übergabe an das Luftfahrtunterneh-
men bis zum Zeitpunkt der Aushändigung an den Emp-
fangsberechtigten;

— in Bezug auf Dritte die Nutzung eines Luftfahrzeugs ab
dem Zeitpunkt, zu dem seine Triebwerke für das Rollen
oder den tatsächlichen Abflug angelassen werden, bis zu
dem Zeitpunkt, zu dem es gelandet ist und seine Trieb-
werke zum völligen Stillstand gekommen sind; „Flug“
bezeichnet außerdem das Bewegen eines Luftfahrzeugs
durch Schlepp- und Schubfahrzeuge oder durch Kräfte,
die für den An- und Auftrieb von Luftfahrzeugen ty-
pisch sind, insbesondere Luftströmungen;

e) „SZR“ ein Sonderziehungsrecht gemäß der Definition des
Internationalen Währungsfonds;

f) „MTOM“ das für den Abflug zugelassene Höchstgewicht
(Maximum Take-Off Mass), bei dem es sich um einen für
den jeweiligen Luftfahrzeugtyp spezifischen und im Luft-
tüchtigkeitszeugnis des Luftfahrzeugs angegebenen Wert
handelt;

g) „Fluggast“ jede Person, die sich mit Zustimmung des Luft-
fahrtunternehmens oder des Luftfahrzeugbetreibers auf ei-
nem Flug befindet, mit Ausnahme der Dienst habenden
Flug- und Kabinenbesatzungsmitglieder;

h) „Dritter“ jede juristische oder natürliche Person mit Aus-
nahme der Fluggäste und der Dienst habenden Flug- und
Kabinenbesatzungsmitglieder;

i) „gewerblicher Flug“ einen Flug, der zu gewerblichen Zwe-
cken durchgeführt wird.

Artikel 4

Versicherungsgrundsätze

(1) Die in Artikel 2 genannten Luftfahrtunternehmen und
Luftfahrzeugbetreiber müssen gemäß dieser Verordnung hin-
sichtlich ihrer luftverkehrsspezifischen Haftung in Bezug auf
Fluggäste, Reisegepäck, Güter und Dritte versichert sein. Die
versicherten Risiken müssen Kriegshandlungen, Terrorakte, Ent-
führungen, Sabotage, die unrechtmäßige Inbesitznahme von
Luftfahrzeugen und Aufruhr einschließen.

(2) Die Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber ge-
währleisten, dass für jeden einzelnen Flug Versicherungsschutz
besteht, ungeachtet dessen, ob ihnen das betriebene Luftfahr-
zeug als Eigentum oder durch eine Leasing-Vereinbarung gleich
welcher Art oder im Rahmen eines Gemeinschafts- oder Fran-
chise-Betriebs, eines Code-Sharing oder einer anderen gleich-
artigen Vereinbarung zur Verfügung steht.
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(3) Diese Verordnung lässt die Vorschriften über die Haftung
aufgrund

— internationaler Übereinkommen, deren Vertragspartei die
Mitgliedstaaten und/oder die Gemeinschaft sind,

— des Gemeinschaftsrechts und

— der nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten

unberührt.

Artikel 5

Einhaltung der Bestimmungen

(1) Die in Artikel 2 genannten Luftfahrtunternehmen und
auf Verlangen auch Luftfahrzeugbetreiber weisen die Einhal-
tung der in dieser Verordnung aufgestellten Versicherungs-
anforderungen nach, indem sie bei den zuständigen Behörden
des betreffenden Mitgliedstaats ein Versicherungszertifikat oder
einen anderweitigen Nachweis der gültigen Versicherungs-
deckung hinterlegen.

(2) Im Sinne dieses Artikels bezeichnet der Ausdruck „der
betreffende Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, der dem Luftfahrt-
unternehmen der Gemeinschaft die Betriebsgenehmigung erteilt
hat, oder den Mitgliedstaat, in dem das Luftfahrzeug des Luft-
fahrzeugbetreibers eingetragen ist. Für gemeinschaftsfremde
Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber, die in Dritt-
ländern eingetragene Luftfahrzeuge einsetzen, bezeichnet der
Ausdruck „der betreffende Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, zu
dessen Hoheitsgebiet oder aus dessen Hoheitsgebiet die Flüge
durchgeführt werden.

(3) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten,
die überflogen werden, von den in Artikel 2 genannten Luft-
fahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreibern Nachweise für
eine dieser Verordnung entsprechende gültige Versicherung
verlangen.

(4) Unbeschadet der Anwendung von Artikel 8 Absatz 6 ist
für Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft und Luftfahrzeug-
betreiber, die in der Gemeinschaft eingetragene Luftfahrzeuge
einsetzen, die Hinterlegung eines Versicherungsnachweises in
dem in Absatz 2 genannten Mitgliedstaat für alle Mitgliedstaa-
ten ausreichend.

(5) Kommt es ausnahmsweise zu einem Zusammenbruch
des Versicherungsmarktes, so kann die Kommission nach
dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren geeignete
Maßnahmen zur Anwendung von Absatz 1 treffen.

Artikel 6

Versicherung für die Haftung in Bezug auf Fluggäste,
Reisegepäck und Güter

(1) Hinsichtlich der Haftung für Fluggäste beträgt die Min-
destversicherungssumme 250 000 SZR je Fluggast. Bei nicht-
gewerblichen Flügen, die mit Luftfahrzeugen mit einem für den
Abflug zugelassenen Höchstgewicht (MTOM) von bis zu
2 700 kg durchgeführt werden, können die Mitgliedstaaten je-
doch eine niedrigere Mindestversicherungssumme festsetzen,
die aber mindestens 100 000 SZR je Fluggast betragen muss.

(2) Hinsichtlich der Haftung für Reisegepäck beträgt die
Mindestversicherungssumme 1 000 SZR je Fluggast bei ge-
werblichen Flügen.

(3) Hinsichtlich der Haftung für Güter beträgt die Mindest-
versicherungssumme 17 SZR je Kilogramm bei gewerblichen
Flügen.

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung auf
Flüge über das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die von ge-
meinschaftsfremden Luftfahrtunternehmen und von Luftfahr-
zeugbetreibern, die in Drittländern eingetragene Luftfahrzeuge
einsetzen, durchgeführt werden und bei denen keine Starts oder
Landungen in diesem Gebiet erfolgen.

(5) Die in diesem Artikel genannten Beträge können gege-
benenfalls nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden, wenn Änderungen in den einschlägigen
internationalen Verträgen dies als notwendig erscheinen lassen.

Artikel 7

Versicherung für die Haftung in Bezug auf Dritte

(1) Für die Haftung in Bezug auf Dritte beträgt die Mindest-
versicherungssumme pro Schadensfall für jedes einzelne Luft-
fahrzeug:

Kategorie MTOM
(kg)

Mindestversicherungs-
summe

(in Millionen SZR)

1 < 500 0,75

2 < 1 000 1,5

3 < 2 700 3

4 < 6 000 7

5 < 12 000 18

6 < 25 000 80

7 < 50 000 150

8 < 200 000 300

9 < 500 000 500

10 ‡ 500 000 700

Kann ein Luftfahrtunternehmen oder ein Luftfahrzeugbetreiber
zu irgendeinem Zeitpunkt keine Versicherungsdeckung für je-
den einzelnen Unfall für die Haftung gegenüber Dritten aus
Schäden durch Kriegs- oder Terrorrisiken erlangen, so kann
dieses Luftfahrtunternehmen oder dieser Luftfahrzeugbetreiber
seiner Pflicht, diese Risiken zu versichern, durch eine Versiche-
rung über eine Gesamthaftungssumme nachkommen. Die
Kommission verfolgt die Anwendung dieser Bestimmung auf-
merksam, damit sichergestellt ist, dass diese Gesamthaftungs-
summe mindestens den in der Tabelle festgelegten Werten ent-
spricht.

(2) Die in diesem Artikel genannten Beträge können gege-
benenfalls nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden, wenn Änderungen in den einschlägigen
internationalen Verträgen dies als notwendig erscheinen lassen.
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Artikel 8

Durchsetzung und Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 2
genannten Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber
diese Verordnung einhalten.

(2) Im Sinne von Absatz 1 und unbeschadet des Absatzes 7
kann ein Mitgliedstaat in Bezug auf das Überfliegen durch
gemeinschaftsfremde Luftfahrtunternehmen oder durch in
Drittländern eingetragene Luftfahrzeuge ohne Landung oder
Start in einem Mitgliedstaat wie auch in Bezug auf Landungen
solcher Luftfahrzeuge in einem Mitgliedstaat zu anderen Zwe-
cken als der Beförderung den Nachweis verlangen, dass die
Versicherungsanforderungen nach dieser Verordnung erfüllt
sind.

(3) Erforderlichenfalls können die Mitgliedstaaten weitere
Nachweise von dem betreffenden Luftfahrtunternehmen, Luft-
fahrzeugbetreiber oder Versicherungsunternehmen verlangen.

(4) Sanktionen für Verstöße gegen diese Verordnung müssen
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

(5) Für Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft können
diese Sanktionen — vorbehaltlich und unter Wahrung der ein-
schlägigen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts — den Ent-
zug der Betriebsgenehmigung einschließen.

(6) Für gemeinschaftsfremde Luftfahrtunternehmen und für
Luftfahrzeugbetreiber, die in Drittländern eingetragene Luftfahr-
zeuge einsetzen, können die Sanktionen die Verweigerung der
Landeerlaubnis im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschlie-
ßen.

(7) Können die Mitgliedstaaten nicht feststellen, dass die in
dieser Verordnung festgelegten Bedingungen erfüllt sind, so
untersagen sie den Start eines Luftfahrzeugs so lange, bis das
betreffende Luftfahrtunternehmen oder der betreffende Luft-
fahrzeugbetreiber den Nachweis eines angemessenen Versiche-
rungsschutzes entsprechend dieser Verordnung erbracht hat.

Artikel 9

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 11 der
Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli
1992 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemein-
schaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs (1)
eingesetzten Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(4) Im Übrigen kann der Ausschuss von der Kommission zu
jeder anderen Frage gehört werden, die die Anwendung dieser
Verordnung betrifft.

Artikel 10

Bericht und Zusammenarbeit

(1) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und
dem Rat bis zum . . . (*) einen Bericht über die Durchführung
dieser Verordnung vor.

(2) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission auf Antrag
Informationen über die Anwendung dieser Verordnung vor.

Artikel 11

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt zwölf Monate nach dem Tag ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu . . .

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

Im Namen des Rates

Der Präsident
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

Der Rat hat am 9. Oktober 2003 im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens (Artikel 251 EGV) eine
politische Einigung über den Entwurf einer Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über Versicherungsanforderungen für Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber erzielt.

Für Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber, die innerhalb des Hoheitsgebiets in das Hoheits-
gebiet, aus dem Hoheitsgebiet oder über das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats fliegen, sollen mit dieser
Verordnung Mindestversicherungsanforderungen hinsichtlich ihrer Haftung in Bezug auf Fluggäste,
Reisegepäck, Güter und Dritte festgelegt werden.

Der Rat hat bei der Festlegung seines Standpunkts die in erster Lesung abgegebene Stellungnahme des
Europäischen Parlaments sowie die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses berücksich-
tigt.

II. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1. Allgemeine Aspekte

Der Rat konnte den Grundzügen des Vorschlags der Kommission zustimmen. In Bezug auf einige
Punkte hat der Rat jedoch beschlossen, den Text dieses Vorschlags zu ändern, im Allgemeinen um
ihn einfacher, klarer und verständlicher zu formulieren. Die Änderungen ergeben sich häufig aus
den vom Europäischen Parlament vorgelegten Abänderungen.

Die wichtigsten vom Rat vorgenommenen Änderungen (sofern kein anderer Hinweis erfolgt, handelt
es sich bei den angeführten Artikeln und Erwägungsgründen um die Fassung des Gemeinsamen
Standpunkts) betreffen Folgendes:

1. Der Rat hat sich darauf geeinigt, in Artikel 1 Absatz 2 die „Postsendungen“ aus dem Anwen-
dungsbereich der Verordnung auzuschließen, da die Versicherungsanforderungen für die Beför-
derung von Postsendungen im Zuge der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 über die Erteilung von
Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunternehmen (1) und durch die nationalen Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten hinreichend geregelt sind.

2. Nach Auffassung des Rates sollten in Artikel 2 Absatz 2 bestimmte Luftfahrzeugtypen und
„Flugmaschinen“ aus dem Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen werden.

3. In Artikel 2 Absätze 3 und 4 sind die Klauseln betreffend Gibraltar eingefügt worden.

4. In Artikel 3 hat der Rat einige Begriffsbestimmungen („Versicherungsunternehmen“, „Versiche-
rung“, „Hauptgeschäftssitz des Versicherungsunternehmens“, „Vorkommnis“, „Flugdienst“, „Flug-
planperiode“) entweder deswegen gestrichen, weil der betreffende Begriff hinreichend selbst-
erklärend ist, namentlich mit Blick auf das geltende Gemeinschaftsrecht, oder aber weil die
Begriffsbestimmung wegen der Neufassung von Textstellen im restlichen Teil der Verordnung
überflüssig geworden ist. Der Rat hat die Bestimmung der Begriffe „Luftfahrzeugbetreiber“ und
„Flug“ überarbeitet und neue Definitionen für die Begriffe „Fluggast“, „Dritter“ und „gewerblicher
Flug“ aufgenommen.

5. In Artikel 4 Absätze 1 und 2 hat der Rat die „allgemeinen Versicherungsgrundsätze“ im Hin-
blick auf eine Klärung der Versicherungsanforderungen, denen die Luftfahrtunternehmen und
Luftfahrzeugbetreiber nachzukommen haben, neu formuliert.

6. In Artikel 4 Absatz 3 hat der Rat hervorgehoben, dass die Mindestversicherungsanforderungen
gemäß dieser Verordnung die in internationalen Übereinkommen, im Gemeinschaftsrecht oder
in den nationalen Rechtsvorschriften der Migliedstaaten festgelegten Haftungsvorschriften nicht
berühren.

7. Der Rat hat die in der früheren Fassung des Artikels 5 Absatz 2 enthaltenen Bestimmungen mit
alternativen Sicherheitsanforderungen für die in Drittländern eingetragenen Luftfahrtunterneh-
men und Luftfahrzeugbetreiber gestrichen, weil sie dazu führen könnten, dass die in der Ge-
meinschaft niedergelassenen Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber, die ein im Gebiet
der Gemeinschaft eingetragenes Luftfahrzeug einsetzen, diskriminiert würden.
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8. In Artikel 5 Absatz 3 hat der Rat anerkannt, dass die Durchsetzung der Versicherungvorschrif-
ten praktische Probleme hinsichtlich der „überfliegenden Luftfahrzeuge“ aufwerfen könnte, und
hat vorgesehen, dass „die Mitgliedstaaten, die überflogen werden, von den in Artikel 2 genann-
ten Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreibern Nachweise für eine dieser Verordnung
entsprechende gültige Versicherung verlangen können“. Diese Bestimmung sollte in Verbindung
mit Artikel 8 Absatz 2 und Erwägungsgrund 18 gesehen werden.

9. In Artikel 6 hat der Rat bekräftigt, dass hinsichtlich der Fluggäste die Mindestversicherungs-
summe 250 000 SZR je Fluggast betragen sollte. Um jedoch der besonderen Lage der Luft-
fahrzeugbetreiber Rechnung zu tragen, die kleine Luftfahrzeuge für private Zwecke einsetzen,
hat der Rat eine Ausnahme von dieser Regel vorgesehen, wonach die Mitgliedstaaten bei nicht-
gewerblichen Flügen, die mit Luftfahrzeugen mit einem Gewicht von höchstens 2 700 kg
durchgeführt werden, die Möglichkeit haben, eine geringere Mindestversicherungssumme fest-
zusetzen, die aber mindestens 100 000 SZR je Fluggast betragen muss. Da es sich hierbei um
Mindestbeträge handelt, steht es den Mitgliedstaaten frei, höhere Versicherungssummen fest-
zulegen.

10. Der Rat hat den Artikel 7, der die Versicherung für die Haftung in Bezug auf Dritte betrifft,
erheblich vereinfacht. Er hat die betreffende Mindestversicherungssumme herabgesetzt und eine
detailliertere Einstufung der Luftfahrzeuge vereinbart, die eine exaktere Bestimmung der Min-
destversicherungssumme in jedem Einzelfall ermöglicht.

11. Der Rat hat den Artikel 8 betreffend die Durchsetzung und Sanktionen klarer gefasst, und zwar
insbesondere mit Blick auf das geltende Gemeinschaftsrecht.

12. In Artikel 11 ist die Frist für das Inkrafttreten der Verordnung auf zwölf Monate nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt festgesetzt worden.

2. Abänderungen des Parlaments

Was die Abänderungen des Parlaments anbelangt, so hat sich der Rat bemüht, sie so weit wie
möglich zu übernehmen. In einigen Fällen war dies jedoch nicht möglich, da die entsprechenden
Texte grundlegend geändert oder sogar gestrichen worden waren.

Der Rat konnte somit folgende Abänderungen wörtlich oder sinngemäß, teilweise oder in vollem
Umfang übernehmen:

Abänderung 1: nahezu wörtlich im Wege einer Änderung des Erwägungsgrundes 17 übernommen;

Abänderung 2: übernommen in Form einer weit gefassten Bestimmung des Begriffs „Fluggast“ in
Artikel 3 Buchstabe g);

Abänderung 3: übernommen in Form einer Änderung von Artikel 2 Absatz 1, in dem nunmehr die
Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreiber genannt werden, „die innerhalb des Hoheitsgebiets
in das Hoheitsgebiet, aus dem Hoheitsgebiet oder über das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats flie-
gen“;

Abänderung 4: übernommen teils durch Änderung von Artikel 2 Absatz 1, teils durch Änderung der
Bestimmung des Begriffs „Luftfahrzeugbetreiber“ in Artikel 3 Buchstabe c);

Abänderung 5: übernommen durch die Aufnahme eines neuen Buchstabens a) in Artikel 2 Absatz 2,
wonach Staatsluftfahrzeuge ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlos-
sen werden;

Abänderung 6: in vollem Umfang übernommen mittels Streichung jedweden Hinweises auf den
Ausschluss von Rundflügen aus dem Anwendungsbereich der Verordnung;

Abänderung 21: übernommen durch die Einfügung der Bestimmung des Begriffs „Fluggast“ in Artikel
3 Buchstabe g);

Abänderung 23: übernommen in Form einer Änderung der Bestimmung des Begriffs „Flug“ in Artikel
3 Buchstabe d);

Abänderung 10: übernommen durch die Einfügung eines neuen Absatzes, Artikel 5 Absatz 4;

Abänderung 14: übernommen durch die Aufnahme einer Tabelle in Artikel 7 Absatz 1 mit einer
detaillierteren Einstufung der Luftfahrzeuge entsprechend der EP-Abänderung, sowie durch die Fest-
legung niedrigerer Beträge hinsichtlich der Mindestversicherung für die Haftung in Bezug auf Dritte;
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Abänderung 16: übernommen durch die Einfügung von zwei Sätzen unter der Tabelle in Artikel 7 Absatz 1;

Abänderungen 19 und 31: übernommen in Form von zwei neuen Absätzen, Artikel 8 Absatz 5 und
Artikel 8 Absatz 6;

Abänderung 20: übernommen in Form der geänderten Fassung von Artikels 8 Absatz 7.

III. Fazit

Der Rat hält den Text seines Gemeinsamen Standpunkts für angemessen und ausgewogen. Im Hinblick
auf die vom Europäischen Parlament in erster Lesung vorgeschlagenen Abänderungen stellt der Rat fest,
dass die große Mehrzahl dieser Abänderungen — wörtlich oder sinngemäß, teilweise oder vollständig
— in den Gemeinsamen Standpunkt aufgenommen worden sind. Daher ist der Rat der Ansicht, dass
der Text seines Gemeinsamen Standpunkts im Großen und Ganzen gewährleistet, dass das mit den
Abänderungen des Parlaments verfolgte Ziel erreicht wird.
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